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19. ersucht den Generalsekretär außerdem, auf ihrer
dreiundsechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Re-
solution Bericht zu erstatten und in seinen Bericht eine Ana-
lyse der Mittel und Wege zur Förderung der Menschenrechte
von Migranten aufzunehmen, die auch Daten und Statistiken
über den Beitrag, den Migranten für ihr Aufnahmeland lei-
sten, umfasst, und dabei die Auffassungen des Sonderbericht-
erstatters über die Menschenrechte von Migranten zu berück-
sichtigen, und beschließt, die Frage unter dem Punkt „Förde-
rung und Schutz der Menschenrechte“ weiter zu prüfen.

RESOLUTION 62/157

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/62/439/Add.2, Ziff. 173)351.

62/157. Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Dis-
kriminierung auf Grund der Religion oder der
Weltanschauung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 36/55 vom 25. Novem-
ber 1981, mit der sie die Erklärung über die Beseitigung aller
Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der
Religion oder der Überzeugung verkündete, 

sowie unter Hinweis auf Artikel 18 des Internationalen
Paktes über bürgerliche und politische Rechte352, Artikel 18
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte353 und andere
einschlägige Menschenrechtsbestimmungen, 

die wichtige Rolle unterstreichend, die der Bildung bei
der Förderung der Toleranz zukommt, zu der auch die Akzep-
tanz und Achtung der Vielfalt durch die Öffentlichkeit gehört,
namentlich im Hinblick auf religiöse Ausdrucksformen, so-
wie unterstreichend, dass die Bildung, insbesondere die Er-
ziehung in den Schulen, einen maßgeblichen Beitrag zur För-

derung der Toleranz und zur Beseitigung von Diskriminie-
rung auf Grund der Religion oder der Weltanschauung leisten
sollte,

in Anbetracht dessen, dass die Religion oder die Weltan-
schauung für jeden, der sich dazu bekennt, einen grundlegen-
den Bestandteil seiner Lebensauffassung darstellt und dass
die Religions- und Weltanschauungsfreiheit ohne jede Ein-
schränkung geachtet und garantiert werden sollte, 

besorgt über die Angriffe auf religiöse Orte, Stätten und
Heiligtümer, namentlich alle vorsätzlichen Zerstörungen von
Relikten und Denkmälern,

in Anerkennung der wichtigen Arbeit, die der Menschen-
rechtsausschuss leistet, indem er Orientierungshilfen zur
Reichweite der Religions- und Weltanschauungsfreiheit be-
reitstellt, 

betonend, dass den Staaten, den Regionalorganisationen,
den nichtstaatlichen Organisationen, den religiösen Organisa-
tionen und den Medien bei der Förderung von Toleranz, Ach-
tung und Religions- und Weltanschauungsfreiheit eine wich-
tige Rolle zukommt,

anerkennend, wie wichtig der inter- und intrareligöse Dia-
log ist und welche Rolle den religiösen und anderen nicht-
staatlichen Organisationen bei der Förderung der Toleranz in
Religions- oder Weltanschauungsfragen zukommt, und in
dieser Hinsicht den Dialog auf hoher Ebene über interreligiö-
se und interkulturelle Verständigung und Zusammenarbeit im
Dienste des Friedens begrüßend, der von der Generalver-
sammlung am 4. und 5. Oktober 2007 abgehalten wurde,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über die Be-
seitigung aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung
auf Grund der Religion oder der Weltanschauung, zuletzt Re-
solution 61/161 vom 19. Dezember 2006, sowie die Resolu-
tion 5/1 des Menschenrechtsrats vom 18. Juni 2007354,

1. verurteilt alle Formen von Intoleranz und Diskrimi-
nierung auf Grund der Religion oder der Weltanschauung und
Verletzungen des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit;

2. betont, dass das Recht auf Gedanken-, Gewissens-
und Religionsfreiheit für alle Menschen gleichermaßen gilt,
ungeachtet ihrer Religion oder Weltanschauung, und dass sie
ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das
Gesetz haben;

3. betont, dass, wie der Menschenrechtsausschuss un-
terstrichen hat, Einschränkungen der Freiheit, sich zu einer
Religion oder Weltanschauung zu bekennen, nur zulässig
sind, wenn die Einschränkungen gesetzlich vorgesehen sind,
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit
oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und Grundfreiheiten
anderer erforderlich sind und in einer Weise angewandt wer-
den, die das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religions-
freiheit nicht beeinträchtigt; 

351 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Australien, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland,
Guatemala, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kap
Verde, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mauritius, Moldau, Monaco, Montene-
gro, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Ruanda, Rumänien, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schwe-
den, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Timor-
Leste, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrika-
nische Republik und Zypern.
352 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750.
353 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/grunddok/ ar217a3.html.

354 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-second Ses-
sion, Supplement No. 53 (A/62/53), Kap. IV, Abschn. A.
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4. nimmt mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis, dass Fäl-
le von Intoleranz und Gewalt gegenüber den Angehörigen
zahlreicher religiöser und anderer Gemeinschaften in ver-
schiedenen Teilen der Welt insgesamt zugenommen haben,
namentlich Fälle, deren Beweggründe Islamfeindlichkeit,
Antisemitismus und Christenfeindlichkeit sind, und dass die
Verwirklichung der Erklärung über die Beseitigung aller For-
men von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der Reli-
gion oder der Überzeugung355 nur langsam voranschreitet;

5. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der Lage, in der
sich Personen in prekären Situationen, namentlich Flüchtlin-
ge, Asylsuchende und Binnenvertriebene, im Hinblick auf ih-
re Fähigkeit befinden, ihr Recht auf Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit frei auszuüben;

6. bekundet ihre Besorgnis über das Fortbestehen insti-
tutionalisierter gesellschaftlicher Intoleranz und Diskriminie-
rung gegenüber vielen Menschen im Namen der Religion
oder der Weltanschauung; 

7. verurteilt jedes Eintreten für religiösen Hass, durch
das zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgesta-
chelt wird, sei es durch den Einsatz von Print-, audiovisuellen
und elektronischen Medien oder durch andere Mittel; 

8. hebt hervor, dass die Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit und das Recht der freien Meinungsäußerung ein-
ander bedingen, miteinander verknüpft sind und sich gegen-
seitig verstärken;

9. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Sonderbericht-
erstatterin über Religions- und Weltanschauungsfreiheit und
des Sonderberichterstatters über zeitgenössische Formen des
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz betreffend
die Aufstachelung zu Hass auf Grund der Rasse und der Reli-
gion und die Förderung von Toleranz356;

10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, ihre Anstren-
gungen zur Beseitigung von Intoleranz und Diskriminierung
auf Grund der Religion oder der Weltanschauung zu verstär-
ken und zu diesem Zweck

a) sicherzustellen, dass ihre Verfassungs- und Rechts-
ordnung angemessene und wirksame Garantien für die Ge-
danken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfrei-
heit für alle ohne Unterschied vorsieht, unter anderem durch
die Bereitstellung wirksamer Rechtsbehelfe in Fällen, in de-
nen das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und
Weltanschauungsfreiheit oder das Recht auf freie Religions-
ausübung, einschließlich des Rechts, die eigene Religion oder
Weltanschauung zu ändern, verletzt worden ist; 

b) sicherzustellen, dass niemand, der ihrer Herrschafts-
gewalt untersteht, auf Grund seiner Religion oder Weltan-
schauung des Rechts auf Leben, Freiheit und Sicherheit der
Person beraubt wird und dass niemand aus diesem Grund der

Folter oder willkürlicher Festnahme oder Inhaftnahme unter-
worfen wird, und alle, die diese Rechte verletzen, vor Gericht
zu stellen; 

c) insbesondere das Recht aller Personen zu gewährlei-
sten, im Zusammenhang mit einer Religion oder Weltan-
schauung Kulthandlungen vorzunehmen oder sich zu versam-
meln sowie eigene Stätten dafür zu schaffen und zu unterhal-
ten, und das Recht aller Personen zu gewährleisten, einschlä-
gige Publikationen auf diesen Gebieten zu verfassen, heraus-
zugeben und zu verbreiten; 

d) sicherzustellen, dass im Einklang mit entsprechen-
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und in Übereinstim-
mung mit den internationalen Menschenrechtsnormen die
Freiheit aller Personen und Mitglieder von Gruppen, religiö-
se, karitative oder humanitäre Institutionen zu schaffen und
zu unterhalten, uneingeschränkt geachtet und geschützt wird; 

e) sicherzustellen, dass alle öffentlichen Amtsträger
und Bediensteten, namentlich die Mitglieder der mit der
Rechtsdurchsetzung beauftragten Organe, das Militär und die
Lehrkräfte, bei der Wahrnehmung ihrer Dienstpflichten un-
terschiedliche Religionen und Weltanschauungen achten und
niemanden auf Grund seiner Religion oder Weltanschauung
diskriminieren und dass jede erforderliche und geeignete
Aufklärung oder Schulung erfolgt; 

f) durch Bildung und andere Mittel Verständigung,
Toleranz und Achtung in allen mit der Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit zusammenhängenden Angelegenheiten
zu fördern und zu festigen;

11. hebt hervor, wie wichtig ein kontinuierlicher und
verstärkter Dialog zwischen den Religionen oder Weltan-
schauungen und innerhalb dieser, namentlich zwischen den
Gemeinschaften und den religiösen Führern und unter Betei-
ligung von Frauen und Jugendlichen, ist, um mehr Toleranz,
Achtung und Verständigung zu fördern; 

12. hebt außerdem hervor, dass die Gleichsetzung jed-
weder Religion mit Terrorismus zu vermeiden ist, da dies
nachteilige Auswirkungen auf den Genuss des Rechts auf Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit durch alle Mitglieder
der betreffenden religiösen Gemeinschaften haben könnte;

13. begrüßt und unterstützt die Anstrengungen, die alle
Akteure der Gesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen
Organisationen und der auf Religion oder Weltanschauung
gründenden Organisationen und Gruppen nach wie vor unter-
nehmen, um die Verwirklichung der Erklärung zu fördern,
und bestärkt sie weiter in ihren Bemühungen, die Religions-
und Weltanschauungsfreiheit zu fördern und auf Fälle der re-
ligiösen Intoleranz, Diskriminierung und Verfolgung auf-
merksam zu machen; 

14. begrüßt die Arbeit und den Bericht der Sonderbe-
richterstatterin über Religions- und Weltanschauungsfrei-
heit357;

355 Siehe Resolution 36/55. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/gv-early/ar36055.pdf.
356 A/HRC/2/3. 357 Siehe A/62/280 und Corr.1.
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15. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit der
Sonderberichterstatterin voll zusammenzuarbeiten, den An-
trägen der Sonderberichterstatterin auf Besuch ihres Landes
zu entsprechen und alle für die wirksame Wahrnehmung des
Mandats der Sonderberichterstatterin erforderlichen Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen;

16. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
die Sonderberichterstatterin die für die uneingeschränkte Er-
füllung ihres Mandats notwendigen Ressourcen erhält; 

17. ersucht die Sonderberichterstatterin, der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Zwi-
schenbericht vorzulegen;

18. beschließt, die Frage der Beseitigung aller Formen
von religiöser Intoleranz auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung
unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschenrech-
te“ zu behandeln. 

RESOLUTION 62/158

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/62/439/Add.2, Ziff. 173)358.

62/158. Menschenrechte in der Rechtspflege

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die zahlreichen internationalen Normen
im Bereich der Rechtspflege,

eingedenk dessen, dass es wichtig ist, als einen entschei-
denden Beitrag zur Schaffung von Frieden und Gerechtigkeit
und zur Beendigung der Straflosigkeit die Achtung der
Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte in der Rechts-
pflege zu gewährleisten, insbesondere in Postkonfliktsituatio-
nen,

Kenntnis nehmend von der Resolution 2007/23 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 26. Juli 2007 „Unterstützung na-
tionaler Anstrengungen zur Reform des Kinderstrafrechts,
insbesondere durch technische Hilfe und eine verbesserte Ko-
ordinierung im gesamten System der Vereinten Nationen“,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/159 vom 16. De-
zember 2005 sowie die Resolution 2004/43 der Menschen-
rechtskommission vom 19. April 2004 über Menschenrechte
in der Rechtspflege359, in der die Kommission den Generalse-
kretär ersuchte, ihr auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen
Bericht über Menschenrechte in der Rechtspflege, insbeson-
dere der Jugendstrafrechtspflege, vorzulegen,

1. bittet die Staaten, von der technischen Hilfe Ge-
brauch zu machen, die von den zuständigen Programmen der
Vereinten Nationen angeboten wird, um ihre nationalen Ka-
pazitäten und ihre Infrastruktur auf dem Gebiet der Rechts-
pflege zu stärken;

2. bittet den Menschenrechtsrat und die Kommission
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege sowie das
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte und das Büro der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung, ihre die Rechtspflege
betreffenden Tätigkeiten eng miteinander abzustimmen;

3. bittet den Menschenrechtsrat, die Behandlung der
Frage der Menschenrechte in der Rechtspflege auf der Grund-
lage des Berichts des Generalsekretärs über Menschenrechte
in der Rechtspflege, einschließlich der Jugendstrafrechtspfle-
ge360, fortzusetzen;

4. begrüßt die erhöhte Aufmerksamkeit, die das Sy-
stem der Vereinten Nationen, insbesondere das Amt des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrech-
te, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und das Büro
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe-
kämpfung, der Frage der Jugendstrafrechtspflege widmet,
insbesondere durch Tätigkeiten im Bereich der technischen
Hilfe;

5. begrüßt außerdem die Stärkung der Interinstitutio-
nellen Gruppe für Jugendstrafrechtspflege und ermutigt die
Mitglieder der Gruppe, ihre Zusammenarbeit weiter zu ver-
stärken, um die Gruppe besser in die Lage zu versetzen, den
Anträgen auf technische Hilfe auf dem Gebiet der Jugend-
strafrechtspflege zu entsprechen; 

6. bittet die Regierungen, die zuständigen internationa-
len und regionalen Organe, die nationalen Menschenrechtsin-
stitutionen und die nichtstaatlichen Organisationen, der Pro-
blematik weiblicher Häftlinge, einschließlich ihrer Kinder,
besondere Aufmerksamkeit zu widmen, mit dem Ziel, die da-
mit verbundenen geschlechtsspezifischen Aspekte und Her-
ausforderungen aufzuzeigen und anzugehen;

7. beschließt, die Behandlung der Frage der Menschen-
rechte in der Rechtspflege auf ihrer vierundsechzigsten Ta-
gung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschen-
rechte“ fortzusetzen.

358 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Belarus, Belgien, Benin, Bosnien und Herze-
gowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Gam-
bia, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island,
Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kap Verde, Kroatien, Lesotho, Lett-
land, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta,
Marokko, Mauretanien, Moldau, Monaco, Montenegro, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland und Zypern.

359 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004,
Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
360 A/HRC/4/102.




